
31. Sitzung des Rechts- und Finanzausschusses des Medienrates der (bre(ma 

17. Februar 2021, 15:30 Uhr als Videokonferenz 

Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse 

TOP 1 Genehmigung der Tagesordnung  

 Die Tagesordnung wird genehmigt. 

TOP 2 Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 27. Oktober 2020 

 Das Protokoll vom 27. Oktober 2020 wird genehmigt. 

TOP 3 Anpassung der Satzung der brema (Beschluss des Medienrates vom 4.11.20) 

 Der Ausschuss empfiehlt dem Medienrat die Satzung der Bremischen 

Landesmedienanstalt wie vorgeschlagen einschließlich der erörterten 

Änderungen zu beschließen. 

TOP 4 Erlass von Satzungen in Umsetzung des Medienstaatsvertrags  

 a) Werbesatzung einschließlich erläuternder Hinweise 

 b) Satzung Zulassungsfreiheit 

 c) Gewinnspielsatzung 

 d) Satzung Schlichtungsstelle 

 e) Satzung Medienplattformen und Benutzeroberflächen 

 f) Kostensatzung 

Der Ausschuss empfiehlt dem Medienrat die Satzungen in der vorgelegten 

Fassung zu erlassen und die Direktorin um die Veröffentlichung der Satzungen 

im Amtsblatt zu bitten. 

TOP 5 Einmalige Corona bedingte Erhöhung der Aufwandsentschädigung 

Der Ausschuss empfiehlt dem Medienrat eine Corona bedingte einmalige 

Erhöhung der jährlichen Aufwandsentschädigung in Höhe von € 200,- zu 

ermöglichen. 



TOP 6 Investitionen Bürgermedien 2021: Videomischer und SmartScope für die 

Fernseh-Sendeabwicklung am Standort Bremerhaven 

Der Ausschuss empfiehlt dem Medienrat die Anschaffung eines 

Videomischers sowie eines SmartScopes. 

TOP 7 Von Babys und Influencern (Positionierung des Medienrates?) 

Der Ausschuss bittet die Vorsitzende des Medienrats in Abstimmung mit der 

Direktorin das Thema in den Medienrat einzubringen.  

TOP 8 Digital Services Act (mündlicher Bericht) 

Der Ausschuss nimmt den Bericht der Direktorin zur Kenntnis. 

TOP 9 Bericht gemäß § 22 Abs. 3 FO (mündlich) 

Der Ausschuss nimmt den Bericht der Direktorin zur Kenntnis. 

TOP 10 Verschiedenes 

Die anstehenden Beschlüsse des Medienrats sollen aufgrund der 

fortdauernden Corona-Pandemie im Umlaufverfahren gefasst werden. 


